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Konjunkturelles und strukturelles Ausbildungsplatzdefizit 
bei alternativen Finanzierungsformen 

Einleitung 

Sowohl das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. De­
zember 1980 über das Ausbildungsplatzförderungsgesetz als auch 
die Prognose des DIW über das Ausbildungsplatzangebot [1] zei ­
gen, daß die Frage : .. Was ist die effizienteste Finanzierungsform 
der außerschulischen beruflichen Bildung?" längst noch nicht 
beantwortet ist. ln diesem Beitrag soll ein zentraler Aspekt der 
Finanzierungsdiskussion aufgenommen werden . Es gilt zu analy­
sieren, wie sich die unterschiedlichen Finanzierungsformen auf 

das Ausbildungsplatzangebot im Konjunkturverlauf auswirken. 
Um diesen Aspekt behandeln zu können, ist es notwendig, die 
Beziehungen zwischen konjunkturellem und strukturellem Defi­
zit an Ausbildungsplätzen aufzuzeigen und die Ursachen für die 
Konjunkturabhängigkeit des Ausbildungsplatzangebotes bei 
Einzelfinanzierung durch den jeweiligen Ausbildungsbetrieb dar­
zulegen. Sodann sollen alternative Finanzierungsmöglichkeiten 
auf ihre Wirksamkeit untersucht werden, die Konjunkturrea­
gibilität zu verringern . Bei den alternativen Finanzierungsformen 



16 H. Ribhegge; Konjunkturelles und strukturelles Ausbildungsplatzdefizit BWP 

wollen wir uns auf folgende Konzepte konzentrieren: 1. stärkere 
Beteiligung der Auszubildenden an den Ausbildungskosten; 
2. Fondsfinanzierung nach dem Vorschlag der Sachverständigen­
kommission Kosten und Finanzierung der beruflichen Bildung 
(SKKF) ; 3. tarifvertraglich vereinbarte dezentrale Fonds; 4. Fi­
nanzierung nach dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz. 

Die Beziehung zwischen konjunkturellem und 
strukturellem Ausbildungsplatzdefizit 

Ob überhaupt im konjunkturellen Verlauf ein zyklisches Defizit 
an Ausbildungsplätzen entsteht, ist nicht eindeutig geklärt. Zum 
einen wird darauf hingewiesen, daß in den 50er und 60er Jahren 
ein permanenter Überhang an Ausbildungsplätzen existierte [2]. 
so daß man zumindest nicht von einem globalen Defizit sprechen 
könne. Die Analyse von Steinbach [3] zeigt aber, daß im Ausbil­
dungsplatzangebot durchaus eine konjunkturelle Komponente 
enthalten ist, wenn man zwischen dem Ausbildungsangebot im 
Bereich der IHK und der HK differenziert . Nach ihrer Ansicht 
verhalten sich die !HK-Betriebe mit ihrem Ausbildungsplatzan­
gebot prozyklisch, hingegen die Betriebe im Bereich der HK 
antizyklisch. Unter bildungspolitischen Aspekten ist diese zykli­
sche Variation der jeweiligen Ausbildungsanteile im Konjunktur­
verlauf solange irrelevant, wie die Ausbildungsqualität in beiden 
Bereichen annähernd gleich ist. Nach Ansicht der SKKF besteht 
aber ein Qualifikationsgefälle zwischen diesen beiden Bereichen 
[4]. Ausbildungswillige, die die qualitativ besseren Ausbildungs­
plätze im !HK-Bereich nicht bekommen können, wandern in 
den Bereich der "schlechteren Ausbildung" ab. Diese Entwick­
lung im Ausbildungsbereich läßt sich in Anlehnung an das Ar­
beitsplatzwettbewerbsmodell von Thurow verdeutlichen [5]. 
Danach gibt es ein konjunkturabhängiges Angebot von Arbeits­
plätzen nach Qualifikationen geordnet. Je geringer die Qualifi­
kation der Auszubildenden ist, desto eher bekommen sie einen 
"schlechteren Ausbi ldungsplatz". 

Anhand der bis jetzt angestellten Überlegungen sind drei Strate­
gien möglich, um ein -auch im Konjunkturverlauf- ausreichen­
des (qualitativen Mindestanforderungen entsprechendes) Ausbil­
dungsplatzangebot zu gewährleisten: 

1. Verstetigung des Ausbildungsplatzangebotes (antizyklische 
Politik) ; 

2 . Vergrößerung des Ausbildungsplatzangebotes über den gan­
zen Konjunkturverlauf hinweg (quantitative Ausweitung) ; 

3. Verbesserung des Ausbildungsniveaus in Bereichen mit niedri-
ger Ausbildungsqualität (qualitative Verbesserung) [6]. 

Mit der Strategie 1 ist das konjunkturelle, mit den Strategien 2 
und 3 das strukturelle Defizit an Ausbildungsplätzen angespro­
chen [7]. Seide sind aber in ihrer bildungspolitischen Relevanz 
nicht voneinander unabhängig und müssen voh daher gemeinsam 
untersucht werden. Das konjunkturelle Defizit ist unter dem bil­
dungspolitischen Gesichtspunkt: "ein ausreichendes Angebot an 
qualitativ befriedigenden Ausbildungsplätzen zu garantieren" 
um so gravierender, je höher das strukturelle Defizit ist. Würde 
z. B. ein strukturelles Überangebot an qualitativ befriedigenden 
Ausbildungsplätzen vorliegen, so würde sich ein konjunkturell 
bedingter kurzfristiger Abbau von Ausbildungsangeboten im 
Idealfall auf den Abbau des Überhanges beschränken. Aufgrund 
dieses Zusammenhanges sollen beide Aspekte gemeinsam unter 
der Fragestellung, wie kann das im Konjunkturverlauf auftre­
tende Ausbildungsplatzdefizit abgebaut werden, behandelt 
werden . 

Strukturelles und konjunkturelles Ausbildungsplatzdefizit 
bei Einzelfinanzierung durch den Ausbildungsbetrieb 

Die Beschäftigung von Auszubildenden stellt für den Ausbil­
dungsbetrieb eine Humankapitalinvestition dar [8]. Im allge­
meinen übersteigen im Zeitraum der Ausbildung die Bruttoko­
sten die Erträge der Ausbildung. Dies gilt um so mehr, je qualita-

tiv anspruchsvoller die Ausbildung ist . Auch wenn die Betriebe 
im allgemeinen von positiven Nettokosten der Ausbildung aus­
gehen müssen, d. h., die Bruttoausbildungskosten (Personalko­
sten die Erträge der Ausbildung. Dies gilt um so mehr, je qualita­
tung) übersteigen die Erträge im Ausbildungsbereich, werden sie 
diese Kosten dennoch auf sich nehmen, wenn sie erwarten kön­
nen, daß sich diese Kosten langfristig amortisieren. Die ausbil­
denden Betriebe werden nicht nur die kurzfristig anfallenden 
Kosten und Erträge berücksichtigen, sondern werden ihren Aus­
bildungsentscheidungen einen umfassenden Kostenansatz 
zugrunde legen, der sowohl die Transaktionskosten [9] bezüglich 
der zukünftigen Beschäftigungspolitik [10] als auch die langfri­
stigen Vorteile einer Ausbildung von Arbeitskräften berücksich­
tigt. 

Gemäß diesen Überlegungen sind folgende Faktoren für die Aus­
bildungspolitik der Betriebe bestimmend : unter kurzfristigen 
Gesichtspunkten die Nettokosten der Ausbildung und unter 
langfristigen die Fluktuationstate der Ausgebildeten (11] und 
der Arbeitsproduktivitätseffekt der Ausbildung. 

Diese knappe Skizzierung des Investitionskalküls der ausbil­
denden Betriebe ergibt folgende Argumentationskette für die 
Konjunkturreagibilität des Ausbildungsplatzangebotes: Je höher 
die Nettokosten sind, desto risikoreicher ist die Ausbildungsin­
vestition für den Betrieb. Risikoreiche Investitionen sind beson­
ders konjunkturanfällig. Treten im Konjunkturabschwung 
zusätzlich Finanzierungsschwierigkeiten auf, so werden die 
Betriebe um so eher ihr Ausbildungsplatzangebot einschränken, 
je höher die Nettokosten der Ausbildung sind [12]. Der Risiko­
grad einer Ausbildungsinvestition hängt wesentlich von der Mög­
lichkeit der zukünftigen Weiterbeschäftigung des Auszubilden­
den ab. Erwarten die ausbildenden Betriebe, daß sie aufgrund 
eines langfristigen konjunkturellen Einbruchs die von ihnen aus­
gebildeten Kräfte nach Abschluß der Ausbildung nicht weiter 
beschäftigen können, und liegen, wie dies bei qualitativ anspruchs­
voller Ausbildung im allgemeinen gegeben ist, positive Nettoaus­
bildungskosten vor, so werden sie ihr Angebot an Ausbildungs­
plätzen einschränken [13] . Dies gilt ebenfalls, wenn die Ausbil­
dungsbetriebe erwarten, daß die Abwanderungsbereitschaft der 
von ihnen Ausgebildeten hoch ist [14]. Inwieweit die Situation 
einer hohen Abwanderungsrate gegeben ist, bestimmt sich u . a. 
durch das Ausbildungsverhalten der konkurrierenden Unterneh­
men. Für das ausbildende Unternehmen besteht die Gefahr, daß 
andere Unternehmen bewußt auf die Ausbildung von Arbeits­
kräften verzichten und die ausgebildeten Arbeitskräfte, sofern 
diesen nicht rein betriebsspezifische Kenntnisse vermittelt wer­
den, von den ausbildenden Betrieben abwerben . Damit ersparen 
sich diese Unternehmen die Nettokosten der Ausbildung. Dieses 
in der Theorie kollektiver Güter als Außenseiterverhalten [15] 
charakterisierte Phänomen führt zu einem unter Umständen 
gesamtwirtschaftlich suboptimalen Angebot an . qualifizierten 
Ausbildungsplätzen [16]. Es kommt so über den ganzen Kon­
junkturverlauf hinweg zu einem strukturellen Defizit, das durch 
das konjunkturelle Defizit in Rezessionsphasen verstärkt wird. 
Dieses Ausbildungsdefizit gewinnt an Eigendynamik, wenn der 
konjunkturelle Abschwung länger anhält . Denn je ",änger eine 
Phase der Unterausbildung andauert, um so schwieriger ist eine 
Kehrtwende, da sich die Erwartungen der Gruppen und Indivi­
duen verfestigt haben und sie Anpassungsstrategien durchfüh­
ren" [17]. 

Die bis jetzt gemachten Überlegungen gingen implizit von der 
Situation einer einzelbetrieblichen Finanzierung der außerschu­
lischen beruflichen Bildung aus. Diese Überlegungen haben 

·gezeigt, daß eine Änderung dieser spezifischen Finanzierungsform 
nur dann erfolgversprechend sein kann, wenn eine der obigen 
Determinanten des Ausbildungsplatzangebotskalküls der Be­
triebe positiv beeinflußt wird . Bei den im folgenden zu diskutie­
renden Finanzierungsalternativen nehmen die Nettoausbildungs­
kasten entsprechend eine zentrale Stellung ein [18] . Da ein 
wesentlicher Faktor für die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe 
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die erwartete langfristige Beschäftigungsmöglichkeit der von 
ihnen Auszubildenden ist, müssen die Grenzen alternativer 
Finanzierungsformen gesehen werden. Es wäre naiv zu erwarten, 
daß durch die Änderung der Finanzierungsform das konjunktu­
relle Defizit an Ausbildungsplätzen, das auf pessimistische ße­
schäftigungserwartungen der Unternehmen zurückzuführen ist, 
beseitigt werden kann. Ausbildungsfinanzierungsreformen sind 
nur dann erfolgversprechend, wenn sie von einer effizienten Kon­
junkturpolitik abgesichert werden. 

Der Schwerpunkt der Finanzierungsreform muß sich daher auf 
den strukturellen Aspekt konzentrieren. Bezüglich des konjunk­
turellen Aspektes kann von einer Reform in erster Linie erwar­
tet werden, daß durch sie temporäre Verbesserungen erzielt wer­
den, z. B. Verzögerung des Abbaus von Ausbildungsplätzen im 
Konjunkturabschwung (Durchhalteeffekt) sowie schnellere Aus­
weitung des Angebots im Aufschwung (lnitialwirkung). Dieser 
mögliche Glättungseffekt einer besseren Finanzierungsform sollte 
aber nicht unterschätzt werden. 

Höherer Finanzierungsanteil der Auszubildenden 

Da die Ausbildung zu einem höheren zukünftigen Einkommen 
der Auszubildenden (höhere Arbeitsproduktivität) führt, sollten 
diese auch in stärkerem Umfang die Kosten der Ausbildung tra­
gen [19]. Insbesondere wird beklagt, daß die Ausbildungskosten 
"im Produzierenden Gewerbe von 1972 bis 1975 erheblich stär­
ker als die sonstigen Beschäftigungskosten" [20] stiegen. Mit der 
Anhebung der Qualifikationsnormen in der Ausbildung nahmen 
die Nettoausbildungskosten enorm zu, so daß die (zumindest 
kurzfristige) Rentabilität der Ausbildung gesunken ist. Dies führ­
te nach Ansicht von Soltwedel dazu, daß minderqualifizierte Ju­
gendliche keinen Ausbildungsvertrag erhielten [21]. Auch die 
theoretischen Überlegungen zum internen Arbeitsmarkt spre­
chen dafür, die Jugendlichen stärker an den Ausbildungskosten 
zu beteiligen. Um die Vorleistungen der Unternehmen in Human­
kapital zu verringern, ist es effizient, daß die Auszubildenden 
während der Ausbildung unter ihrem Wertgrenzprodukt entlohnt 
werden und mit zunehmender Amortisation der Humankapital­
investition die Unternehmen in Form von "Ratenzahlungen" 
[22] die lohnpolitische Zurückhaltung entgelten [23]. 

Inwieweit die Vergütung im Ausbildungsbereich aufgrundder in 
den letzten Jahren vorgenommenen Anhebungen marktwidrig 
war, kann hier nicht analysiert werden. Es muß aber betont 
werden, daß allein dur.ch eine Anpassung der Ausbildungsvergü­
tung im Konjunkturverlauf das Problem des Ausbildungsplatz­
defizits nicht gelöst werden kann [24]. Bei einer wesentlichen 
Reduzierung der Ausbildungsvergütung wird der Anreiz verstärkt, 
im schulischen allgemeinbildenden Bereich (Trend zum Abitur) 
zu verbleiben, da in diesem Bereich die Ausbildungskosten pri­
mär vom Staat getragen werden und der Verbleib durch die Zah­
lung von Bafögnoch attraktiver wird [25]. Dieser durch den Ab­
bau der Vergütung induzierte Substitutionsprozeß wird unter 
allokationspolitischen Gesichtspunkten wenig sinnvoll sein . 

Weiter ist darauf hinzuweisen, daß Bildung und auch die beruf­
liche Bildung zumindest partiell den Charakter eines meritori­
schen Gutes besitzt und es sich von daher ausschließt, die Netto­
kosten der Ausbildung in stärkerem Ausmaß auf die Auszubilden­
den zu verlagern [26]. Auch ein qualitativer Aspekt spricht 
gegen einen pauschalen Abbau der Ausbildungsvergütung. Eine 
Reduzierung der Ausbildungsvergütung in einem Tarifbereich 
würde sowohl die ausbildungsintensiven Betriebe mit hohen 
Nettokosten als auch die Betriebe mit schlechtem Ausbildungs­
angebot gleichmäßig begünstigen. Es ist sogar zu befürchten, 
daß nur die Betriebe mit unzureichender Ausbildungsqualität 
auf diesen Anreiz reagieren [27]. Unter diesem Gesichtspunkt 
ist es sinnvoller, einen Anreizmechanismus zu installieren, bei 
dem Betriebe mit hohem Ausbildungsniveau besonders bevor­
zugt werden und lncentives gesetzt werden , um das Ausbildungs­
niveau zu verbessern . Dieser Gedanke liegt dem Zentralfonds­
modell des SKKF zugrunde. 

Das Fondssystem des SKKF 

Das Zentralfondssystem des SKKF [28] baut unter anderem 
auf dem Gedanken auf, Wettbewerbsverzerrungen zwischen aus­
bildenden und nicht ausbildenden Unternehmen abzubauen. 

Durch die Anwendung des Konzeptes selektiver Anreize [29] 
soll die Attraktivität der Einnahme der Außenseiterposition 
abgebaut werden. Bei diesem Konzept ist es für die Unterneh­
men nicht mehr so lohnend, auf eigene Ausbildungsanstrengun­
gen zu verzichten und ausgebildete Arbeitskräfte von anderen 
Unternehmen abzuwerben. Durch die Einführung einer Fondsab­
gabe, deren Höhe von der jeweiligen Bruttolohn- und Gehalts­
summe des Unternehmens abhängt, sollen alle Unternehmen 
einen Beitrag zur Finanzierung der beruflichen Bildung leisten. 
Diese durch die Abgabe erzielten Fondsmittel sollen dann gezielt 
an die ausbildenden Unternehmen unter Berücksichtigung ihrer 
Ausbildungsqualität verteilt werden. 

Unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten ist dieses Konzept 
zu begrüßen, da dieser durchaus marktkonformen Konzeption 
der Gedanke der Internalisierung externer Effekte zugrunde liegt. 
Unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten hat dieses Fonds­
system darüber hinaus den Vorteil, daß die Unternehmen auf­
grund der Umlage nicht mehr in dem Ausmaß gezwungen werden, 
verstärkt betriebsspezi.fische Kenntnisse, die produktionspolitisch 
ineffizient sind , zu vermitteln , um das Abwandern von Ausgebil­
deten zu anderen Unternehmen zu verhindern [30]. 

Mit diesem Fondssystem wird in erster Linie das strukturelle 
Ausbildungsplatzdefizit abgebaut. Denn einmal wird es für die 
Ausbildungsbetriebe attraktiver, die Ausbildungsqualität zu erhö­
hen, da durch das Fondssystem ein Teil der mit der Verbesse­
rung der Ausbildungsqualität steigenden Nettokosten vom 
Fonds getragen wird. Zum anderen wird das Angebot an qualifi­
zierten Ausbildungsplätzen steigen, da die Attraktivität der Aus­
senseiterposition reduziert wird und die ausbildenden Unterneh­
men nicht mehr in gleichem Ausmaß befürchten müssen, daß ihre 
ausgebildeten Arbeitskräfte abgeworben werden [31 ]. 

Daß durch dieses Fondssystem das Qualifikationsniveau der 
Auszubildenden gesteigert werden kann, ist insbesondere dadurch 
gewährleistet, daß Mindestqualitätsnormen bei der Vergabe von 
Fondsmitteln vorgesehen sind . Diese Steigerung des Qualifika­
tionsniveaus kann aber aufgrund der Konstruktion des Fondssy­
stems unter Umständen zu groß sein. Denn jeder Sektor, der auf 
die Bestimmung der Normen Einfluß nehmen kann, wird ver­
suchen , seine eigenen Normen anzuheben und verlangen, daß 
aufgrund dieser gestiegenen Qualifikationsanforderungen die 
Fondszuweisung erhöht werden muß [32J. 

Unter dem Aspekt des Abbaus des konjunkturellen Defizits 
scheint das Fondssystem nicht so erfolgreich zu sein. Denn 
anzunehmen, daß beschränkte finanzielle Anreize das Ausbil ­
dungsverhalten der Betriebe wesentlich beeinflußen können, 
wenn die Betriebe erwarten, die Auszubildenden nach Abschluß 
der Ausbildung nicht weiter beschäftigen zu können, ist nicht 
sinnvoll. Anders stellt sich die Lage dar, wenn nur kurzfristige 
Einbrüche erwartet werden, die die mittelfristigen Beschäftigungs­
möglichkeiten nicht wesentlich tangieren, und die Unternehmen 
in kurzfristige Liquiditätsschwierigkeiten kommen. ln dieser 
Situation kann das Fondssystem durchaus effektiv sein . Hinzu 
kommt der oben erwähnte positive Glättungseffekt (Durchhalte­
effekt bzw. lnitialwirkung) . 

Um diesen Stabilisierungseffekt zu erreichen, muß eine Rückla­
genbildung im Fondssystem vorgenommen werden, damit in 
rezessiven Phasen die Zuschüsse an die Ausbildungsbetriebe anti­
zyklisch erhöht und Einnahmeausfälle aufgrund des geringeren 
Aufkommens ausgeglichen werden können [33]. Die Wahr­
scheinlichkeit, daß eine konsequente Rücklagenpolitik durchge­
führt wird, die einen langfristig ausgeglichenen Fonds ermöglicht, 
ist aber gering. Im Falle längerfristiger Fondsüberschüsse werden 
die unterschiedlichen Gruppen versuchen, höhere Qualifikations­
anforderungen mit entsprechendem finanziellen Ausgleich und 
die Ausweitung des Aufgabenbereichs des Fonds durchzusetzen. 
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Insgesamt ist zu sagen, daß durch das Zentralfondssystem das 
konjunkturelle Defizit nicht wesentlich abgebaut wird, daß aber 
durch die Reduzierung des strukturellen Defizits die Realisie­
rung der bildungspolitischen Zielsetzung, ein ausreichendes 
Angebot an qualifizierten Ausbildungsplätzen anzubieten, 
erleichtert wird, da es zu einer Ausweitung des Angebots an qua­
lifizierten Ausbildungsplätzen und zu einem Abbau des Qualifi­
kationsgefälles zwischen den Ausbildungsstätten kommen wird . 

Tarifvertraglich vereinbarte dezentrale Fonds 

Anstelle eines Zentralfonds, wie er von der SKKF vorgeschla­
gen wird, könnte man auch dezentrale Fonds für einzelne Re­
gionen und Branchen einführen. Der Vorteil von Branchenfonds 
liegt nach Oberhauser in der .,größeren Elastizität für Anpassun­
gen an Veränderungen in den beruflichen Leistungsanforderun­
gen als bei einem Gesamtfonds" [34]. Gegen einen Branchen­
bzw. Regionalfonds sind sowohl aufgrund struktureller als auch 
konjunktureller Überlegungen einige Einwände zu erheben. 

Mii: diesem Fondssystem ist es nicht möglich, daß gerade struk­
turschwache Branchen bzw. Regionen durch besonders hohe 
Fondsabgaben zur Verbesserung der Ausbildung ihre Struktur­
krise bzw. eine rezessive Konjunkturphase überwinden können. 
Denn die ausbildungsaktive Branche bzw. Region läuft Gefahr, 
daß weniger ausbildungsbereite Branchen bzw. Regionen, die 
weniger strukturschwach bzw. konjunkturanfällig sind, diese 
besonders gut ausgebildeten Arbeitskräfte abwerben, so daß sich 
das Gefälle zwischen den Branchen bzw. Regionen weiter ver­
stärkt. Um dies zu verhindern, müßte schon durch staatliche Zu­
schüsse, z. B. im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe, ein Aus­
gleich für die ausbildungsintensiven Bereiche geschaffen werden. 

Eine weitere Schwäche des dezentralen Fondssystems liegt in 
seiner höheren Konjunkturanfälligkeit. Dies gilt insbesondere für 
das Fondsaufkommen. Existieren bei einem Zentralfonds Bran­
chen oder Regionen mit entgegenlaufender Konjunktur, so glät­
tet sich damit das gemeinsame Fondsaufkommen. Es tritt eine 
Verstetigung des Fondsaufkommens ein . Dieser Kompensations­
effekt ist bei dezentralen Fonds nur dann gegeben, wenn man 
einen Finanzausgleich schafft. Damit nähert man sich aber dem 
Zentralfondssystem. Stellt man den Aspekt : Abbau der Konjunk­
turreagibilität des Ausbildungsplatzangebotes in den Vorder­
grund, so ist ein dezentrales Fondssystem nicht so effektiv wie 
ein Zentralfonds. 

Bis jetzt wurde implizit unterstellt, daß die · Erträge der Ausbil­
dung entweder den Unternehmen oder dem Auszubildenden 
zufallen würden. So wie der Ausbildungsbetrieb nicht davon aus­
gehen kann, daß sich seine Ausbildungsinvestitionen voll amorti­
sieren, so hat der Auszubildende nicht die Gewähr, daß sich sein 
Ausbildungsbeitrag voll in einem höheren Einkommen nieder­
schlägt. Da sich im allgemeinen der Arbeitsprozeß arbeitsteilig 
vollzieht und aufgrund von Teamproduktion eine Bestimmung 
der individuellen Arbeitsleistungen nur unzureichend möglich 
ist [35]. kann davon ausgegangen werden, daß auch andere Be­
schäftigte von den Ausbildungsinvestitionen profitieren. Die Ein­
nahme der Außenseiterposition ist deshalb nicht nur im Unter­
nehmensbereich, sondern auch unter den Beschäftigten selbst 
möglich [36]. Von daher ist es konsequent, wenn man fragt, ob 
nicht - wie die Gesamtheit der Unternehmen - auch die Be­
schäftigten insgesamt an der Finanzierung der beruflichen Bil­
dung beteiligt werden sollten . Unter diesem Gesichtspunkt bietet 
sich ein tarifvertraglich vereinbartes Fondssystem auf dezentraler 
Ebene an [37]. Durch lohnpolitische Zurückhaltung bei den 
Tarifverhandlungen können die Gewerkschaften den Unterneh­
men einen Anreiz bieten, solche Fonds einzurichten. Durch ihre 
lohnpolitische Zurückhaltung leisten die schon Ausgebildeten 
in einem Tarifbereich in Art eines Generationenvertrages einen 
Beitrag dafür, daß eine ausreichende Anzahl von Fachkräften 
nachwächst. Da die Verhandlungen auf dezentr.aler Ebene mit 
nur zwei Vertragsparteien und auf eingespielten Wegen vonstat­
ten gehen können, werden die Transaktionskosten nicht sehr . 
hoch sein. Damit ist gewährleistet, daß die Tarifparteien zu einer 

effizienten Lösung des Externalitätenproblems der beruflichen 
Bildung kommen können [38]. Die Funktion der staatlichen ln­
stanzen könnte sich dabei auf eine reine Absicherung der vertrag­
lichen Vereinbarungen beschränken . Zum Beispiel wäre es ihre 
Aufgabe, die tarifvertraglich vereinbarten Fonds durch die .,AIIge­
meinverbindlichkeitserklärung" im Sinne des Tarifvertragsge­
setzes abzusichern, so daß nicht einzelne Unternehmen die Aus­
senseiterposition einnehmen können . 

Umlagefinanzierung nach dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz 

Während sich das Fondssystem der SKKF durch eine klare theo­
retische Fundierung auszeichnet, muß von der Umlagefinanzie­
rung, wie sie im Rahmen des Ausbildungsplatzförderungsgeset­
zes vorgesehen ist, gesagt werden, daß sie in sich wenig geschlos­
sen ist [39]. Es wird mit diesem System die Planungsunsicher­
heit der Betriebe erhöht, so daß das Risiko von Ausbildungsinve­
stitionen für die Betriebe nicht reduziert, sondern eher erhöht 
wird. Die Regelung, daß bei einem Ausbildungsplatzüberhang 
von weniger als 12,5' Prozent die Bundesregierung eine Umlage 
erheben kann, führt dazu; daß immer wieder gedroht werden 
kann, diese Umlage einzuführen [40]. Die Betriebe werden als 
Gegenstrategie die Qualität des Ausbildungsplatzangebots 
abbauen und eine quantitative Ausweitung des Arbeitsplatzange­
bots vornehmen, um damit der Drohstrategie ihre Grundlage zu 
entziehen [41]. Es kann sogar zu reinen .,Trotzstrategien" in der 
Form sinkender Ausbildungsbereitschaft kommen. Die pau­
schale 12,5-Prozent-Regelung [42] führt wahrscheinlich zu 
einem Abbau an qualifizierten Ausbildungsplätzen . 

Eine weitere Schwäche dieses Fondssystems liegt in der Art der 
Vergabe der Mittel. Durch die Gewährung von Zuschüssen für 
den Fall der Ausweitung des Angebots über den Durchschnitt 
der letzten drei Jahre kommt es zu unerwünschten Mitnahme­
effekten, wie sie für den Fall der Lohnkostenzuschüsse nachge­
wiesen worden sind [43]. Darüber hinaus ist zu befürchten, daß 
sich bei diesem Fondssystem die Betriebe strategisch verhalten. 
Um Zuschüsse zur Einstellung von zusätzlich Auszubildenden 
zu bekommen, werden sie sich bei ihren Einstellungen vor dem 
erwarteten Stichtag der Einführung der Umlage zurückhalten, 
um eine größere Zahl von .,zusätzlich" eingestellten Auszubil­
denden zu erzielen . 

Insgesamt ist zur Umlagefinanzierung zu sagen, daß sie konjunk­
turpolitisch unerwünscht ist, da sie zu einer prozyklischen Bela­
stung der Betriebe führt, da keine Ausgleichsrücklage vorgesehen 
ist, und sie einzig und allein nur positive quantitative Effekte , 
haben wird, die zum Teil auf Kosten des Ausbildungsniveaus 
realisiert werden. 

Durch dieses Finanzierungssystem wird einzig und allein dafür 
gesorgt, daß die Jugendl ichen .,von der Straße kommen". Das 
Bildungsziel, den Jugendlichen eine angemessene berufliche 
Ausbildung zu gewährleisten, wird mit dieser Umlage in keiner 
Weise realisiert. 

Schluß 

Stellt man sich abschließend die Frage, wie die Konjunkturrea­
gibilität des Ausbildungsplatzangebots verringert werden kann, 
so muß leider gesagt werden, daß in der jetzigen Situation, die 
eher in Richtung auf Abbau von Leistungsgesetzen geht, das 
politische Klima für Verbesserungen nicht besonders günstig ist . 
Von daher wurde von vornherein verzichtet, auf Überlegungen 
einzugehen, bei denen die Reagibilität durch gezielte Zuschüsse 
seitens der Regierung verringert werden soll. Es ist nicht zu 
erwarten, daß das Arsenal an direkter und indirekter Förderung 
als Alternative zum Fondssystem zum Zuge kommen wird [ 44]. 

Da ein Zentralfondssystem am Widerstand der Kammern und 
Unternehmensverbände scheitern wird [45], bietet sich als ein­
ziger realistischer Verbesserungsvorschlag die Einführung von 
Branchen- b;zw. Regionalfonds auf freiwilliger Basis an. Dieser 
Weg wurde schon von einigen Tarifparteien eingeschlagen. Auch 
wenn die Vereinbarung der Tarifparteien, für ihren Tarifbezirk 
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einen Fonds einzuführen, nicht optimal ist (46), so scheint die­
ses dezentrale Fondssystem der zur Zeit einzig gangbare Weg zu 
sein, ein ausreichendes Angebot an qualifizierten Ausbildungs­
plätzen zu garantieren. 
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Fondsfinanzierung. Bonn 1974, S. 30 ff. 

[45] Bei der Analyse der Vorteile des Fondssystems wurde hier primär 
der konjunkturelle und strukturelle Aspekt behandelt, so daß diese 
Analyse keine ausgewogene Beurteilung der Vor- und Nachteile der 
Fondssysteme darstellen kann. Z. B. konnten Organisations- und ln­
formationsprobleme hier nicht adäquat behandelt werden. 

[46] Siehe dazu die Ausführungen zum dezentralen Fondssystem sowie 
die Argumente bei Malcher, W.: Finanzierung . . . , a. a. 0 . 

Wettbewerbsverzerrungen durch Berufsausbildung 

Grundlegende Beziehungen zwischen 
Berufsausbildung und Wettbewerb auf den Absatzmärkten 

Konsequenzen wettbewerblicher Marktprozesse 

Die grundlegenden güter- und geldwirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Unternehmen und Haushalten einer Volkswirt­
schaft bestehen darin , daß die Haushalte als Anbieter sog . .,Fak­
torleistungen", also des Arbeitskräftepotentials, und als Nach­
frager des produzierten Warenangebots den Unternehmen als 
den Produktionsstätten der Volkswirtschaft im Leistungstausch 
gegenüberstehen. Der Unternehmenssektor ist Nachfrager der für 
die Produktion unabdingbaren Arbeitsleistungen und Anbieter 
der produzierten Waren . Der Ausgleich der Wirtschaftspläne von 
Haushalten und Unternehmen erfolgt durch die Preisbildung auf 
den beiden elementaren Kategorien von Märkten : 

a) Auf den Faktor-(.,Arbeits-")Märkten werden Angebot und 
Nachfrage nach Arbeitskräften in Übereinstimmung gebracht, 
wobei die Löhne als Preise für die Nutzung von Arbeitsleistung 
eine entscheidende Rolle spielen; 

b) Angebot und Nachfrage nach Waren treffen auf den Waren­
märkten aufeinander; auch hier besteht zumindest idealtypisch 
die Ausgleichs- und Steuerfunktion der Warenpreise, die sich als 
Ergebnis der Angebots- und Nachfragesituation aufden jeweiligen 
Märkten bilden. 

Es ist ein wesentliches Charakteristikum westlicher Marktwirt­
schaften, daß Wettbewerb zwischen den Unternehmen als Waran­
anbietern besteht. Wirtschaftlicher Wettbewerb bezeichnet hier 
das Bemühen eines jeden Unternehmens, durch Verbesserung 
seines Angebots in mengenmäßiger, preislicher und qualitativer 
Hinsicht höhere Gewinne und größere Marktanteile zu erwirt­
schaften. Selbst wenn auf einer Reihe von Märkten tatsächlich 
kein Wettbewerb feststellbar ist, so ist doch meistens noch 
potentieller Wettbewerb vorhanden. Zumindest ist die Forderung 
nach (Wieder-}Herstellung wettbewerblicher Marktstrukturen 
konstitutiv fürd ie herrschende marktwirtschaftliche Konzeption : 
Wettbewerb als Norm der staatlich veranstalteten Wettbewerbs­
politik. 

Wichtig für die jeweilige Position von Unternehmen im Wettbe­
werbsprozeß ist u. a. die Qualität der vom Unternehmen einge­
·setzten Produktionsfaktoren. Jedes Unternehmen wird bemüht 
sein, die Menge und Qualität von Arbeitskräften aufdem Arbeits-

markt nachzufragen, die angesichts der Höhe des Lohnniveaus, 
der eingesetzten produktiven Anlagen sowie der Absatzchancen 
auf den Warenmärkten gewinnmaximale Produktion zuläßt. 

Diese Aussage läßt sich noch schärfer formulieren : 

Jedes Unternehmen in einer Marktwirtschaft mit privatem Pro­
duktionsmitteleigenturn ist angesichts der aktuellen bzw. poten­
tiellen Wettbewerbsbeziehungen zur Konkurrenz im ln- und 
Ausland sogar gezwungen, maximale Gewinne zu erwirtschaften. 
Gewinne als Überschüsse der Umsatzerlöse über die Kosten der 
Produktion sind die Grundlage der Unternehmerischen Über­
lebensfähigkeit: Nur hohe Gewinne gewährleisten die Investi­
tionen in das produktive Kapital und die Qualifizierung der Beleg­
schaften, die dem Unternehmen langfristige Überlebenschancen 
in regionalen, nationalen und internationalen Konkurrenzbezie­
hungen geben. 

Das " duale Berufsbildungssystem" in der Wettbewerbswirtschaft 

Ein wichtiger, die Gewinnhöhe spürbar beeinflussender Kosten­
faktor privater Produktions-, Dienstleistungs- und Handelsunter­
nehmen sind die Aufwendungen für die betriebliche Berufsaus­
bi ldung. Diese nicht unmittelbar produktionsabhängigen Kosten 
setzen sich grundsätzlich zusammen aus Ausbildungsvergütungen, 
Versicherungen, Berufskleidung, Kosten für betrieblichen Unter­
richt , Ausbildungswerkstätten usw. [1] . Von diesen Kosten stellen 
die Ausbildungsvergütungen mit Anteilen von 37 ,6 Prozent bis 
43,4 Prozent je nach Ausbildungsstätte den größten Faktor dar. 
Daß die Kosten der Berufsausbildung von den Unternehmensver­
bänden als erheblich angesehen werden, kennzeichnet beispiels­
weise deren Pressepolitik , die mit Überschriften wie: .,Ein Lehr­
ling kostet DM 15 000, Maschinenbau untersucht Ausbildungs­
kosten" [2] die Bedeutsamkeit dieses Kostenfaktors unterstreicht . 
Wie U. Beicht, I. Noll und S. Wiederhold -Fritz an anderer Stelle 
betonen [3], stellen allein schon die Ausbildungsvergütungen als 
Teil der gesamten Kosten der Berufsbildung .,für den ausbilden­
den Betrieb in der Regel einen wesentlichen Kostenfaktor dar". 
Die Autorinnen weisen darauf hin, daß .,bei den betrieblichen 
Ausbildungskosten beträchtliche Unterschiede bestehen". Das 
läßt grundsätzlich die Vermutung zu, daß "Wettbewerbsver­
zerrungen" nicht nur zwischen ausbildenden und nichtaus­
bildenden Unternehmen, sondern sogar innerhalb der Teilmenge 
der Ausbildungsunternehmen zu erwarten sind. 


